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Obhutsentzug – Weglaufen der verbeiständeten Jugendlichen – Kompetenzen der VB – Kompetenzen/Aufgaben der Beiständin
Sachverhalt

Es besteht ein Obhutsentzug verbunden mit einer Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308/310 ZGB für ein 16 1/2 -jähriges Mädchen, das sich bis Ende November in einem Mädchenheim aufhielt und sich dann weigerte, weiterhin dort zu bleiben. Mit Einverständnis der Beiständin wohnte das Mädchen vorübergehend bei der Mutter, bis sie bereits drei Wochen danach von zu Hause weglief. Trotz verschiedener anschliessender Kontakte zwischen Beiständin und verbeitständetem Mädchen, die z.T. mit einem Anwalt stattfanden, konnte die Beiständin den Aufenthaltsort des Mädchens nicht in Erfahrung bringen. 
Die VB, welche die Beiständin zuerst damit beauftragt hatte, einen Notfallplatz zu suchen, fasste schliesslich einen Präsidialbeschluss und ermächtigte die Verbeiständete, eine eigene Wohnung zu mieten und beauftragte die Beiständin, den entsprechenden Mietvertrag abzuschliessen Gleichzeitig wurde die Unterstützung nach Sozialhilferecht und gemäss SKOS-Richtlinien verfügt und die Verbeiständete angewiesen, sich um eine Wohnung und eine Lehrstelle zu bemühen. Mutter und Tochter beantragen zudem den Entzug der elterlichen Sorge. Die Beiständin, hält diese Lösung aufgrund der bestehenden Probleme für untauglich.Sie stellt die folgenden Fragen:

· Ist eine Beschwerde gegen den Präsidialentscheid der VB an die Aufsichtsbehörde denkbar und angebracht?

· Wie steht es mit der Veantwortung der VB als Inhaberin der Obhut und mit der Verantwortung der Beiständin?

· Hätte die Mutter noch angehört und in die Entscheide der VB einbezogen werden müssen?

Erwägungen und Beantwortung der Fragen

Gegen Entscheide der VB ist die Vormundschaftsbeschwerde gemäss Art. 420 ZGB an die Aufsichtsbehörde möglich. Beschwerdelegitimiert ist jedermann, der Interessen der verbeiständeten oder bevormundeten Person geltend macht, namentlich auch die Beiständin. Ob im vorliegenden Fall die Beschwerde das taugliche Mittel für die Lösung der anstehenden Probleme darstellt hängt von der Gesamtbeurteilung und namentlich vom Gefährdungspotenzial ab, das mit der getroffenen Lösung verbunden ist. 
Die existenziellen Bedürfnisse - Obdach und Unterhalt - der Jugendlichen sind durch den Beschluss der VB einstweilen gedeckt; nicht klar ist, ob die Beiständin, die Betreuung, die ihr im Rahmen von 308 ZGB übertragen ist, wahrnehmen kann, da aus dem Sachverhalt nicht hervorgeht, ob sie in der Zwischenzeit den Aufenthaltsort erfahren hat. Falls auch diese Betreuungsaufgabe zur Zeit wahrgenommen werden kann, besteht mindestens kein unmittelbarer¨ Handlungsbedarf, um die nach wie vor bestehende Gefährdung abzuwenden. Die von der VB anvisierte Lösung: eigene Wohnung, Lehrstelle und weitere Betreuung durch die Beiständin setzt eine hohe Kooperationsbereitschaft der Jugendlichen und persönliche Ressourcen voraus, die nach Einschätzung der Beiständin wohl nicht vorhanden sind. Diese Einschätzung wird sich möglicherweise schon bei der Vorbereitung der getroffenen Lösung bestätigen. In diesem Fall wird die Beiständin der VB entsprechend Bericht erstatten müssen und diese wird entsprechend neue Entscheidungen treffen. Falls Lehrstelle und Wohnung gefunden werden, was in der kurzen zur Verfügung stehenden Frist nicht ganz einfach sein wird, folgt die Bewährung danach und die Bedenken der Beiständin werden bestätigt oder zerstreut. Problematisch an dieser Lösung ist, dass wertvolle Zeit verloren geht; falls das selbständige Wohnen sich doch als unmöglich erweist, muss doch eine andere Lösung gesucht werden, und bis diese gefunden ist, vergeht weitere Zeit. Wenn die Jugendliche anderseits bei einer Einweisung in eine stationäre Einrichtung immer wieder davonläuft, ist auch keine Betreuung und Nacherziehung möglich. Die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde ändert aber an dieser Situation kurzfristig auch nichts, da einer allfälligen Beschwerde die aufschiebende Wirkung entzogen ist. Eine Beschwerde erweist sich aus diesen Ueberlegungen im gegenwärtigen Zeitpunkt wohl kaum als  zweckmässig.

Die Vormundschaftsbehörde hat Kenntnis von der Gefährdung der Jugendlichen und hat Massnahmen zu deren Beseitigung und Milderung getroffen. Wenn die getroffenen Massnahmen nicht zum vornherein völlig untauglich sind, wird die VB kaum mit einer Veranwortlichkeitsklage rechnen müssen. Die Beiständin ihrerseits handelt im Auftrag der VB und kann ohnehin nur im Rahmen ihres Auftrags, der hier beschränkt ist, handeln und zur Verantwortung gezogen werden. Sie hat zudem der VB gegenüber ihre Bedenken gegen die nun getroffene Lösung kundgetan und hat deshalb nichts zu befürchten. 

Die Mutter des verbeiständeten Mädchens hat zwar noch die elterliche Sorge; diese ist aber durch den Obhutsentzug erheblich eingeschränkt. Bei den getroffenen Entscheidungen ging es jedoch vorwiegend um den Aufenthaltsort der Tochter, über den zu bestimmen nach dem Obhutsentzug in die Zuständigkeit der VB fällt. Rein rechtlich ist deshalb das rechtliche Gehör der Mutter nicht verletzt worden, wenn sie dazu nicht angehört wurde. Aus sozialarbeiterischer Sicht wäre es dennoch angezeigt gewesen, die Mutter in die Lösungsfindung einzubeziehen, wenn diese weiterhin eine gewisse Erziehungsaufgabe erfüllen soll.

Was nicht explizit gefragt wird, aber indirekt aus dem geschilderten Sachverhalt hervorgeht, ist die Frage, ob dem Begehren von Mutter und Tochter, die elterliche Sorge zu entziehen, statt zu geben ist. Nach Art. 312 Ziff. 1 ZGB ist den Eltern die elterliche Sorge zu entziehen, wenn diese aus wichtigen Gründen darum ersuchen. Als wichtige Gründe gelten das tatsächliche Unvermögen, die Aufgaben nach Art. 301-306 ZGB wahrzunehmen, sei es aus erzieherischer Unfähigkeit, sei es wegen schwerer Erkrankung oder Abwesenheit. (Breitschmid, Ba-Kommentar Art. 312 N 7). Ob eine dieser Voraussetzungen im vorliegenden Fall gegeben ist, ist aufgrund des geschilderten Sachverhaltes nicht zu beurteilen. In der Regel genügt jedoch die kombinierte Massnahme Obhutsentzug und Beistandschaft, um Gefährdungen zu begegnen. Diese Massnahme hat zudem den Vorteil, dass die Eltern nicht vollständig aus ihrer Verantwortung entlassen werden, sondern als gesetzliche Vertreter noch in die Erziehung "eingebunden" werden können. Falls notwendig kann ja in Bezug auf Aufgaben, die dem Beistand nach Art. 308 Abs. 2 ZGB übertragen werden, die elterliche Sorge gestützt auf Art. 308 Abs. 3 gezielt beschränkt werden. Wenn jedoch die Beziehung zwischen Eltern und Kind so schwer gestört ist, dass ein solcher Einbezug ausgeschlossen erscheint, kann der Entzug sowohl auf Begehren des Inhabers der elterlichen Sorge als auch auf Begehren des Kindes oder beider durchaus eine verhältnismässige Lösung sein.

Ich hoffe, Ihnen mit diesen Angaben zu dienen, für weitere Auskünfte stehe ich gerne zur Verfügung; Sie erreichen mich auch unter meiner direkten Tel.nr. an der HSA unter 041 367 48 50.

Mit freundlichen Grüssen

Christoph Häfeli, Rektor HSA

26. Januar 2003
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